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Anderungsantrag zu EP-FR-01

Nach Zeile 190 einfiigen:
Wir setzen uns fir die Grindung eines permanenten Schadenregisters durch die EU ein, das

kinftig Menschenrechtsverletzungen und Schaden kriegerischer Angriffezuverlassi
dokumentiert. Damit schafft die EU die Voraussetzungen flr die langwierige Verfolgung von

Kompensations- und Reparationsforderungen gegentber den Verantwortlichen.Die Globale
Sanktionsregelung der EU im Bereich der Menschenrechte wird dahingehend erweitert, dass

Vermogenswerte von Personen und Organisationen, die schwere Menschenrechtsverletzungen
zu verantworten haben, zu Gunsten der Kompensation ihrer Opfer eingezogen werden.

Begriundung

Die Weltgemeinschaft hat nach der Vollversammlung der Vereinten Nationen im November 2022
und dem Beschluss des Europarats im Mai 2023 mehr als 440 Tage benétigt, um konkrete Schritte
fur die Einrichtung eines Schadensregisters zu unternehmen, die die menschlichen Opfer und die
Schaden an Vermoégen und Infrastruktur in der Ukraine nach dem russischen Uberfall systematisch
und rechtssicher zu dokumentieren. Die Einrichtung des Schadenregisters seit Mai 2023 in Den
Haag und der Ukraine ist zunachst auf drei Jahre begrenzt und soll Russland zur finanziellen
Entschadigung der Ukraine zwingen.

Wir halten es flr geboten, kiinftig die personellen und finanziellen Mittel in der EU vorzuhalten, um
im Interesse einer praventiven gemeinsamen Aullen- und Sicherheitspolitik ein Schadensregister in
der EU dauerhaft einzurichten. Dies gilt aber auch insbesondere fir Fahigkeiten und Planungen mit
Bezug auf Sanktions- und Reparationsziele der EU, die eine Professionalisierung der Ablaufe und
Fahigkeiten, die Starkung des rechtlichen Rahmens zum Vermdgenseinzug in den EU-
Mitgliedsstaaten beinhalten.

Mit Blick auf die Zukunft muss die EU nach den Erfahrungen des Angriffs auf die Ukraine vorbereitet
sein, um Menschenrechtsverbrechern, den Akteuren und Verursachern von Angriffskriegen sowie
Staatsterroristen deutlich zu machen, dass die EU von Beginn an Uber die personellen Ressourcen
und Fahigkeiten verfugt, Kriegs- und Terrorschaden zu dokumentieren, Zeugen zu befragen und
nachhaltig - viele Jahre nach den Taten - Dokumente, Urkunden und Bildmaterial bei Anforderung
durch die Opfer zur Verfligung zu stellen, um die Tater letztlich zur Verantwortung zu bringen.

Die Einrichtung eines permanenten EU-Schadenregisters stellt einen neuen, praventiven Baustein
fr eine gemeinsame AulRen- und Sicherheitspolitik der EU dar.

Zum Hintergrund:

Wir verfolgen mit diesem und unseren weiteren Antragen das Ziel, auf der Grundlage der
europaischen Rechtsstaatlichkeit und der Attraktivitat der EU und des EUROs flr die russische
Finanzelite, russische Firmen und deren Helfer in und auBerhalb Russlands schneller und
konsequenter die Vermdgen derjenigen Personen, Organisationen und Staaten einzufrieren sowie
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einzuziehen, die der Verletzung der Menschenrechte, des Beginns eines Angriffskriegs oder dem
Terror gegen die Zivilbevélkerung schuldig gemacht haben oder diesen Verbrechen Vorschub leisten
oder unterstltzen. Dies gilt fur die aktuelle russische Aggression gegenuber der Ukraine. Dies gilt
zudem fur potentielle Konflikte in der Zukunft, die Uber die russische Aggression in der Ukraine
hinaus gehen.

Europa muss fur die Zukunft Uber Instrumente, Mechanismen und die rechtlichen Voraussetzungen
verfugen, allen Aggressoren und ihren Helfern glaubwirdig und entschlossen die Konsequenzen
ihrer Verbrechen flr Ihre eigene persénliche Lebensfihrung in der EU und die Beschlagnahme ihrer
Vermogen zugunsten der Opfer ihrer Verbrechen vor Augen zu fuhren.

Dies gilt umso mehr, als dass fur die nachste US-Prasidentschaftswahl in 2024 mit eine nicht
unerheblichen Wahrscheinlichkeit besteht, dass ein neuer republikanischer Prasident die bisherige
Unterstutzung fur die Ukraine in groBem Umfang reduziert oder einstellt, und damit die Gefahren
fur die Sicherheit der EU weiter deutlich steigen kdnnen. Daher gilt es bereits jetzt, das europaische
Instrumentarium in der gemeinsamen AulRen- und Sicherheitspolitik zu erganzen und nach zu
scharfen.

Wir setzen uns fur die Grindung eines permanenten Schadenregisters durch die EU ein, das kunftig
Menschenrechtsverletzungen und Schaden kriegerischer Angriffe zuverlassig dokumentiert. Damit
schafft die EU die Voraussetzungen fur die langwierige Verfolgung von Kompensations- und
Reparationsforderungen gegenuber den Verantwortlichen.

Die Globale Sanktionsregelung der EU im Bereich der Menschenrechte wird dahingehend erweitert,
dass Vermoégenswerte von Personen und Organisationen, die schwere Menschenrechtsverletzungen
zu verantworten haben, zu Gunsten der Kompensation ihrer Opfer in Europa eingezogen werden.
Wir setzen zudem auf eine Ausweitung der Kompetenzen der Europaischen Staatsanwalt auf den
Bereich der Verfolgung von Sanktionsverletzungen.

Die Ablaufe innerhalb der EU im Zuge der Listung von Kriegsverbrecher*innen, Terrorist*innen und
Unterstltzern von Volkerrechtsverbrecher*innen sind neu zu ordnen, zu beschleunigen und
rechtssicher zu machen. Die EU muss die notwendigen personellen und finanziellen Ressourcen,
das Know How und die

Datenbasis erhalten, um Sanktionen unverztglich einzufihren, durchzusetzen und
Sanktionsverletzter vor Gericht zu bringen.

Mit unseren Anderungsantrigen ziehen wir die Lehren aus den bisherigen 11 gegen Russland
gerichtete Sanktionspakete der EU und dem Fortdauern des Krieges in der Ukraine bis zum
heutigen Tage. Die europaische Sanktions- und Reparationspolitik muss in einem weitaus groBeren
Umfang die Schicht der rund 100.000 russischen, das Regime im Kreml stitzenden Multimillionare
und Superreichen treffen, als dies bislang mit den im 11 Sanktionspaketen der EU mit bislang rund
1.800 gelisteten Russen und russischen Organisationen geschehen ist.

weitere Antragsteller*innen

Mascha Brammer (KV Berlin-Mitte); Nils Theinert (KV Berlin-Mitte); Kay Marx (KV Berlin-Kreisfrei);
Susanne Sachtleber (KV Berlin-Mitte); Julien Alexis Frament (KV Berlin-Mitte); Jenny Laube (KV
Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Thomas Hartmann (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Paul
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Benter (KV Berlin-Mitte); Julia Legelli (KV Leipzig); Ute Reitz (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Jan
Schmid (LV Berlin); Lydia Kriger (KV Berlin-Pankow); Dominik Schlett (KV Berlin-Mitte); Bernd
Steinhoff (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Marcus Bleil (KV Berlin-Kreisfrei); Anne-Katrin Kérbi (KV
Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Sascha Krieger (KV Berlin-Pankow); Johannes Volkmar Kohls (KV
Berlin-Kreisfrei); David Missal (KV Berlin-Pankow); sowie 41 weitere Antragsteller*innen, die online
auf Antragsgrin eingesehen werden kénnen.

Seite 3



	C – Was Frieden schützt
	Änderungsantrag zu EP-FR-01
	Nach Zeile 190 einfügen:

	Begründung
	weitere Antragsteller*innen


